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Zusammenfassung der Information: 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit und der Gemeinderat nehmen die Informatio-
nen der Verwaltung zur Kenntnis.   
 
Finanzielle Auswirkungen: 

Bezeichnung: Betrag in Euro: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

 Momentan keine  

  
Einnahmen:  
 Momentan keine  

  
Finanzierung:  
  

Folgekosten:  

  

    

 
 
Zusammenfassung der Begründung: 

Die Verwaltung gibt mit dieser Vorlage Informationen zum Antrag von Bündnis 90/ Die Grünen vom 
30.11.2023, Antrag 0129/2023/AN, zur Änderung der Finanzierung des Autonomen Frauenhauses 
Heidelberg von einer tagessatzbasierten Finanzierung hin zu einer institutionellen Förderung.  
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Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit 

vom 06.02.2024 

E rge bnis der öffentliche n Sitzung des Auss chusses für Soziale s und Chancengle ichheit vom 06.02.2024  

1.2 Umstellung der Finanzierung des Autonomen Frauenhaus Heidelberg von einer Tages-
satzfinanzierung hin zu einer institutionellen Förderung 
Informationsvorlage 0010/2024/IV  

Frau Bürgermeisterin Jansen ruft den Tagesordnungspunkt auf.  

Anschließend nimmt Stadtrat Emer Stellung zum folgenden Sachantrag der SPD-

Fraktion vom 06.02.2024 (Anlage 01 zur Drucksache). 

Die Vorlage wird in den kommenden ASC am 14.5. vertagt werden mit den folgenden Ar-
beitsaufträgen an die Verwaltung: 

1. Um einen wie in dieser Vorlage angedeuteten Sondertopf (vgl. hierzu Informationsvor-
lage, S.3.5) ergänzend zur Tagessatzfinanzierung der Frauenhausplätze für SGB-II-
Berechtigte ein Sondertopf einzurichten, soll der Kostenrahmen beziffert werden und 
geprüft werden, inwieweit dies mit überplanmäßigen Mitteln aus dem Haushaltsjahr 
2024 finanziert werden kann.  

2. Diese Regelung soll so lange gelten, bis die Finanzierungsreform vom Land / Bund ab-
schließend geklärt sein wird.  

3. Die Verwaltung wird zudem gebeten, für den kommenden ASC darauf basierend eine 
Beschlussvorlage vorzubereiten. 

Die SPD habe sich noch keine abschließende Meinung zum Thema bilden können. 

Nach § 22 Absatz 3 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Heidelberg bedarf 
ein Antrag auf Vertagung der Unterstützung von mindestens drei weiteren anwesenden 
Mitgliedern des Gemeinderats. Nachdem nur Stadtrat Bartesch den Vertagungsantrag un-
terstützt, wird der Antrag nicht weiterverfolgt. 
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Anschließend erläutert Stadtrat Cofie-Nunoo den folgenden Sachantrag der Fraktion 

B‘90/Die Grünen vom 06.02.2024 (Anlage 02 zur Drucksache): 

Wir beantragen: 

1. die pauschale Finanzierung der vier aufzustockenden Frauenhausplätze nach dem 
3-Säulen Modell der ZIF (Weiterverfolgen von Lösung b) Beantragte Form der Fi-
nanzierung für Heidelberg S. 3.5)  

2. die Aufnahme der entsprechenden Mittel in den Haushaltsplanentwurf zum Doppel-
haushalt 2025/26  

3. eine Berechnung der in Heidelberg benötigten Plätze nach dem Schlüssel der Frau-
enhausplätze der Istanbul Konvention und das Vorlegen eines entsprechenden Aus-
bauplans der benötigten Plätze für den Doppelhaushalt 2025/26. Der Ausschuss soll 
über den Prozess und die Ergebnisse unter Einbeziehung des Trägers informiert 
werden  

4. Das Amt für Soziales und Senioren erarbeitet im Austausch und Konsens gemein-
sam mit dem Verein Frauen helfen Frauen e.V. eine Lösung, wie zukünftig auch die 
Aufnahme von Frauen mit älteren Söhnen ab zwölf Jahren, sowie weiterer noch 
nicht ausreichend geschützter Zielgruppen ermöglicht wird, wie u.a. ältere Frauen, 
Transfrauen, Frauen mit Haustieren, Frauen mit psychischen Einschränkungen und 
dass für diese Zielgruppen ein Schutzraum (eigenständiger Wohnbereich) vor Ge-
walt in Heidelberg zur Verfügung steht 

Frau Bürgermeisterin Jansen schlägt vor, die genannten Punkte des Antrags aufzuneh-
men und in einem der nächsten Ausschüsse eine Vorlage dazu vorzulegen. Amtsleiterin 
Frau Haas-Scheuermann, Amt für Soziales und Senioren, ergänzt, dass aufgrund der 
kurzfristigen Antragsstellung beispielsweise noch nicht geprüft werden konnte, ob bei ei-
ner pauschalen Finanzierung dennoch Kostenerstattungsansprüche geltend gemacht 
werden können. 

Stadtrat Cofie-Nunoo erläutert, dass es in Frankfurt sowohl pauschal als auch durch Ta-
gessatz finanzierte Plätze gebe. Hamburg zahle für einige Plätze ebenfalls Pauschalen als 
Zuschuss und rechne trotzdem Kostenerstattungsansprüche für diese Plätze ab. 

Den Grünen gehe es um einen Einstieg in eine andere Art von Finanzierung und die Umset-
zung der Istanbul-Konvention in Heidelberg. 
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Abschließend modifiziert er den Sachantrag der Fraktion B‘90/Die Grünen wie folgt 

(M odifizierung fett dargestellt): 

Wir beantragen: 

1.  die Verwaltung legt im Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit am 14.5.2024 
eine Vorlage zur pauschalen Finanzierung der vier aufzustockenden Frauenhaus-
plätze nach dem 3-Säulen Modell der ZIF (Weiterverfolgen von Lösung b) Beantrag-
te Form der Finanzierung für Heidelberg S. 3.5) vor 

2. die Aufnahme der entsprechenden Mittel in den Haushaltsplanentwurf zum Doppel-
haushalt 2025/26 

3. eine Berechnung der in Heidelberg benötigten Plätze nach dem Schlüssel der Frau-
enhausplätze der Istanbul Konvention und das Vorlegen eines entsprechenden Aus-
bauplans der benötigten Plätze für den Doppelhaushalt 2025/26. Der Ausschuss soll 
über den Prozess und die Ergebnisse unter Einbeziehung des Trägers informiert 
werden 

4. Das Amt für Soziales und Senioren erarbeitet im Austausch und Konsens gemein-
sam mit dem Verein Frauen helfen Frauen e.V. eine Lösung, wie zukünftig auch die 
Aufnahme von Frauen mit älteren Söhnen ab zwölf Jahren, sowie weiterer noch 
nicht ausreichend geschützter Zielgruppen ermöglicht wird, wie u.a. ältere Frauen, 
Transfrauen, Frauen mit Haustieren, Frauen mit psychischen Einschränkungen und 
dass für diese Zielgruppen ein Schutzraum (eigenständiger Wohnbereich) vor Ge-
walt in Heidelberg zur Verfügung steht 

Frau Bürgermeisterin Jansen stellt den modifizierten Antrag zur Abstimmung: 

Abstimmungsergebnis: beschlossen bei 1 Gegenstimme  
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Somit ergibt sich folgende 

Empfehlung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit (Arbeitsauftrag fett 
dargestellt): 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit nimmt die Informationen der Verwal-
tung zur Kenntnis und erteilt der Verwaltung folgenden Arbeitsauftrag: 

1. Die Verwaltung legt im Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit am 14.5.2024 ei-
ne Vorlage zur pauschalen Finanzierung der vier aufzustockenden Frauenhausplätze 
nach dem 3-Säulen Modell der ZIF (Weiterverfolgen von Lösung b) Beantragte Form 
der Finanzierung für Heidelberg S. 3.5) vor 

2. Aufnahme der entsprechenden Mittel in den Haushaltsplanentwurf zum Doppelhaus-
halt 2025/26 

3. B erechnung der in Heidelberg benötigten Plätze nach dem Schlüssel der Frauenhaus-
plätze der Istanbul Konvention und das Vorlegen eines entsprechenden Ausbauplans 
der benötigten Plätze für den Doppelhaushalt 2025/26. Der Ausschuss soll über den 
Prozess und die Ergebnisse unter Einbeziehung des Trägers informiert werden 

4 . Das Amt für Soziales und Senioren erarbeitet im Austausch und Konsens gemeinsam 
mit dem Verein Frauen helfen Frauen e.V. eine Lösung, wie zukünftig auch die Aufnah-
me von Frauen mit älteren Söhnen ab zwölf Jahren, sowie weiterer noch nicht ausrei-
chend geschützter Zielgruppen ermöglicht wird, wie u.a. ältere Frauen, Transfrauen, 
Frauen mit Haustieren, Frauen mit psychischen Einschränkungen und dass für diese 
Zielgruppen ein Schutzraum (eigenständiger Wohnbereich) vor Gewalt in Heidelberg 
zur Verfügung steht 

gezeichnet 
Stefanie Jansen 
Bürgermeisterin 

 
 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Sitzung des Gemeinderates vom 14.03.2024 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats vom 14.03.2024  

4 2.1 Umstellung der Finanzierung des Autonomen Frauenhaus Heidelberg von einer Tages-
satzfinanzierung hin zu einer institutionellen Förderung 
Informationsvorlage 0010/2024/IV  

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner verweist auf die Empfehlung, die der Ausschuss für 
Soziales und Chancengleichheit (ASC) am 06.02.2024 abgegeben habe. 

Er teilt mit, dass diese als Arbeitsaufträge mitgenommen werden. 

Zusammenfassung der Information (Arbeitsaufträge fett dargestellt): 

Der Gemeinderat nimmt die Informationen der Verwaltung zur Kenntnis und erteilt der 
Verwaltung folgende Arbeitsaufträge: 

1. Die Verwaltung legt im ASC am 14.05.2024 eine Vorlage zur pauschalen Finanzierung 
der vier aufzustockenden Frauenhausplätze nach dem 3-Säulen Modell der ZIF (Wei-
terverfolgen von Lösung b: ‚Beantragte Form der Finanzierung‘ für Heidelberg, siehe 
Seite 3.5 der Drucksache 0010/2024/IV) vor. 

2. Aufnahme der entsprechenden Mittel in den Haushaltsplanentwurf zum Doppelhaus-
halt 2025/26. 

3. B erechnung der in Heidelberg benötigten Plätze nach dem Schlüssel der Frauenhaus-
plätze der Istanbul Konvention und das Vorlegen eines entsprec henden Ausbauplans 
der benötigten Plätze für den Doppelhaushalt 2025/26. Der ASC soll über den Prozess 
und die Ergebnisse unter Einbeziehung des Trägers informiert werden. 

4 . Das Amt für Soziales und Senioren erarbeitet im Austausch und Konsens gemeinsam 
mit dem Verein Frauen helfen Frauen e.V. eine Lösung, wie zukünftig auch die Aufnah-
me von Frauen mit älteren Söhnen ab zwölf Jahren, sowie weiterer noch nicht ausrei-
chend geschützter Zielgruppen ermöglicht wird, wie unter anderem ältere Frauen, 
Transfrauen, Frauen mit Haustieren, Frauen mit psychischen Einschränkungen und 
dass für diese Zielgruppen ein Schutzraum (eigenständiger Wohnbereich) vor Gewalt 
in Heidelberg zur Verfügung steht.  

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Begründung:  

Mit Antrag Nummer 0129/2023/AN vom 30.11.2023 beauftragt Bündnis 90/Die Grünen das Amt für So-
ziales und Senioren und das Amt für Chancengleichheit mit der Prüfung, wie die Finanzierung des Au-
tonomen Frauenhauses Heidelberg von der Tagessatzfinanzierung zu einer institutionellen Förde-
rung entwickelt werden kann. Auf die Begründung im genannten Antrag wird verwiesen.  

1. D ie Istanbul-Konvention 

Das „Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt“, auch bekannt als Istanbul-Konvention, ist ein 2011 ausgearbeiteter völkerrechtli-
cher Vertrag.  

Im Oktober 2017 wurde das Übereinkommen in Deutschland ratifiziert und trat am 1. Februar 2018 in 
Kraft. Die Verpflichtung, offensiv gegen alle Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen vorzuge-
hen und die erforderlichen gesetzgeberischen und politischen Maßnahmen dafür zu treffen, richtet 
sich in erster Linie an den Bund. Die Umsetzung der Konvention fordert von der Bundesregierung 
nicht nur zahlreiche Verbesserungen für den Schutz und die Unterstützung von Menschen, die von 
Gewalt betroffen sind, sondern auch das Schaffen einer umfassenden Struktur für die Umsetzung der 
Konvention. Hier besteht noch deutlicher Handlungsbedarf – beispielsweise fehlen bis heute verbind-
liche Rechtsnormen gegen Gewalt gegen Frauen und gegen häusliche Gewalt, die Entwicklung einer 
langfristigen Gesamtstrategie, die Einrichtung einer Koordinierungsstelle auf Bundesebene, oder 
eine bundeseinheitliche bedarfsgerechte und einzelfallunabhängige Finanzierung des Gewalt-
schutzsystems in Form eines Bundesgesetzes, obwohl eine vorbehaltlose und wirksame Umsetzung 
der Istanbul-Konvention im Koalitionsvertrag der Bundesregierung von 2021 festgehalten ist. Ange-
kündigt ist aktuell, dass die Bundesregierung 2024 ein umfassendes Bundesgesetz zum Ausbau und 
zur besseren Finanzierung des Gewaltschutzsystems, unter anderem mit einer einheitlichen gesetz-
lichen Regelung für die Frauenhäuser, auf den Weg bringen will, wichtige Eckpunkte sollen noch im 1. 
Quartal 2024 vorgestellt werden. 

Aufgrund des föderalen Systems in Deutschland liegt die Zuständigkeit für die Umsetzung der Istan-
bul Konvention neben dem Bund auch bei den Bundesländern. In Baden-Württemberg wird die Bedeu-
tung der Istanbul-Konvention im aktuellen Koalitionsvertrag der grün-schwarzen Landesregierung 
deutlich. Sie will den Landesaktionsplan „Baden-Württemberg gegen Gewalt an Frauen“ mit einem 
neuen Maßnahmenkatalog weiterentwickeln, fortschreiben und ihn koordiniert auf allen Ebenen um-
setzen. Fachberatungsstellen für Menschen, die von häuslicher, sexueller und sexualisierter Gewalt, 
von Menschenhandel oder Prostitution betroffen sind, werden weiter gefördert und ausgebaut, auch 
Frauen- und Kinderschutzhäuser sollen flächendeckend weiter ausgebaut werden, etcetera. Aktuell 
wird dazu eine Novellierung der Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums über die Gewährung 
von Zuwendungen an Frauen- und Kinderschutzhäuser in Baden-Württemberg (VwV Frauen- und 
Kinderschutzhäuser) diskutiert. 

2. Situation in Baden-Württemberg 

In Baden-Württemberg stehen in 37 Kommunen insgesamt 42 Frauen- und Kinderschutzhäuser mit 
insgesamt rund 750 Plätzen zur Verfügung (Stand November 2022). Damit gibt es noch längst kein 
flächendeckendes Angebot in Baden-Württemberg.  

Dorthin flüchteten nach einer statistischen Erhebung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Integration im Jahr 2021 rund 1.200 von Gewalt betroffene Frauen und 1.550 Kinder. Ein Teil der Schutz 
suchenden Frauen musste aus Kapazitätsgründen abgewiesen oder weiterverwiesen werden. Be-



- 3.2 - 
 

Drucksache:  

0 0 1 0 / 2 0 2 4 / I V  . . .  
00361148.docx  

 

sonders in Landkreisen finden sich oft keine Frauenhäuser beziehungsweise stehen häufig nicht aus-
reichend Plätze zur Verfügung. 

In der Regel werden die Frauenhäuser in Baden-Württemberg seit 2005 aufgrund der Kostenerstat-
tungsregelungen im Sozialgesetzbuch II (SGB) über Tagessätze finanziert. Dazu wird zwischen dem 
Träger des Frauenhauses und der Standortkommune einvernehmlich eine Leistungs- und Vergü-
tungsvereinbarung abgeschlossen, nach der Tagessätze für die Unterkunfts- und die psychosozialen 
Betreuungskosten abgerechnet werden können.  

Haben die Frauen, die ins Frauenhaus geflüchtet sind, einen Anspruch auf Sozialleistungen, werden 
die anfallenden Kosten nach SGB II oder XII vom Sozialleistungsträger, in der Regel den Jobcentern, 
übernommen. Haben die Frauen keinen Anspruch auf Sozialleistungen, zum Beispiel, weil sie Studen-
tinnen oder Schülerinnen sind oder weil sie ein ausreichendes Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit 
haben, sind sie grundsätzlich selbst zur Zahlung der Aufwendungen verpflichtet (sogenannte Selbst-
zahlerinnen).  

Aus Gründen der Sicherheit finden die meisten Frauen nicht im Frauenhaus ihrer Herkunftskommune 
Zuflucht. In diesen Fällen gehen die Jobcenter der Standortkommunen in Vorleistung und beantragen 
eine Kostenerstattung bei den Herkunftskommunen. Sofern von den Selbstzahlerinnen die Tagessät-
ze nicht oder nicht in voller Höhe bezahlt werden, bleibt das Restrisiko bei den Frauenhäusern, wes-
halb zumindest in Heidelberg bei der Berechnung der Tagessätze ein Auslastungsgrad vereinbart 
wurde, der unter dem in der Regel tatsächlich erreichten Auslastungsgrad liegt. 

Daneben gibt es Fördermöglichkeiten durch das Land für Maßnahmen der Krisenintervention, der 
Prävention und der Nachsorge (zum Beispiel für die kurzzeitige Unterbringung (maximal 72 Stunden) 
von nichttagessatzberechtigten Frauen und Kindern, für Einzelfallberatungen außerhalb des Frauen-
hauses oder in Konfliktsituationen, für Gruppenarbeit mit schwer traumatisierten Frauen und Kin-
dern, für Qualifizierungsmaßnahmen, Öffentlichkeitsarbeit und ähnliche) und für investive Maßnah-
men. 
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3. D a s Heidelberger Gewaltschutzsystem 

In Heidelberg gab es bereits schon viele Jahre vor Inkrafttreten der Istanbul-Konvention ein gut aus-
gebautes Gewaltschutzsystem. Schon seit mehr als 45 Jahren gibt es zum Beispiel den Frauennotruf 
und das Autonome Frauenhaus, weitere wichtige Stellen und Hilfsangebote für betroffene Frauen – 
unter anderem die Interventionsstelle für Frauen und Kinder, eine Täterinterventionsstelle, die Ge-
waltambulanz des Universitätsklinikums, das Europäische Union (EU) -Modellprojekt “GUIDE4YOU”, 
die Prostituiertenberatungsstelle und die Ausstiegswohnung, oder die Notaufnahmeplätze für von 
Gewalt betroffene Frauen und Kinder – kamen hinzu.  
Im Haushalt des Amtes für Chancengleichheit stehen für Angebote im Gewaltschutzbereich im Jahr 
2024 Mittel in Höhe von mehr als 1,2 Millionen Euro zur Verfügung. In diesem Betrag sind Aufwendun-
gen für Kriminalprävention, Kinder- und Jugendschutz oder Angebote für obdachlose Frauen noch 
nicht involviert.  

3.1.  Der Verein Frauen helfen Frauen e.V. in Heidelberg 

Einer der Akteure, der sich in Heidelberg gegen häusliche Gewalt an Frauen, Mädchen und Jungen 
engagiert, ist der Verein Frauen helfen Frauen e.V. 

Dazu betreibt der Verein 

 die Interventionsstelle für Frauen und Kinder als Anlaufstelle bei akuten Problemen 

 die Frauenberatungsstelle Courage als Beratung und Begleitung in Konfliktsituationen 

 das Autonome Frauenhaus als Schutzort vor einem gewalttätigen Partner, seit 2022 in-
klusive einer N otaufnahme für von Gewalt betroffene Frauen und Kinder 

Dafür erhält der Verein von der Stadt die folgenden institutionellen Zuschüsse: 

B e ze ichnun g: P l a n 2024 P l a n 2023 

Fraueninterventionsstelle 121.692 € 86.680 € 

Kinderinterventionsstelle 35.010 € 31.395 € 

Beratungsstelle Courage 47.152 € 46.002 € 

Nachgehende Kinderberatung 18.039 € 17.599 € 

Notaufnahme Frauenhaus 60.668 € 59.189 € 

Insgesamt 282.561 € 24 0.865 € 

 

3.2. Finanzierung des Autonomen Frauenhauses Heidelberg 

Das Heidelberger Frauenhaus verfügt derzeit über 20 tagessatzfinanzierte Plätze für Frauen und 
Kinder, 4 weitere Plätze sind bereits abgestimmt, die Umsetzung ist in Planung. Die große Mehr-
heit der dort untergebrachten Frauen stammt, wie oben beschrieben, nicht aus Heidelberg, son-
dern aus dem Rhein-Neckar-Kreis – der selbst nicht über ein Frauenhaus verfügt – oder anderen 
Herkunftskommunen. 

Wie unter Ziffer 2 erläutert, besteht auch für das Heidelberger Frauenhaus eine Leistungs - und 
Vergütungsvereinbarung mit der Stadt Heidelberg. Zuletzt im September 2023 verhandelt und 
jährlich fortgeschrieben, ist aktuell für die Unterkunftskosten ein Tagessatz von 13,74 € pro Per-
son, für die psychosozialen Betreuungskosten ein Tagessatz von 52,88 € pro Person vereinbart . 
Darüber konnte das Frauenhaus im Jahr 2022 Einnahmen in Höhe von rund 350.000 € erzielen. 



- 3.4 - 
 

Drucksache:  

0 0 1 0 / 2 0 2 4 / I V  . . .  
00361148.docx  

 

Zusätzlich beantragt das Frauenhaus für die Themen Krisenintervention, Prävention und Nach-
sorge bzw. Investitionen regelmäßig Zuschüsse aus dem oben genannten Förderprogramm des 
Landes, in 2022 in Höhe von rund 65.500 €. 

4. Pe rspektiven für die Finanzierung 

Die Verbände der Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen, das Bündnis Istanbul Konvention, der 
Deutsche Frauenrat, der Deutsche Juristinnenbund, die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten 
und andere fordern schon lange bundeseinheitliche Standards, nicht nur zur erforderlichen Anzahl an 
Schutzplätzen für Frauen und Kinder in jedem Stadt- und Landkreis, zum Betreuungsschlüssel, dem 
Auslastungsgrad, dem Leistungsspektrum, etcetera, sondern vor allem auch eine bundesgesetzlich 
einheitliche Regelung zur tagessatzunabhängige Finanzierung des Aufenthalts im Frauenhaus, damit 
der Zugang zu Schutz und Beratung bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt bundesweit 
allen Frauen gleichermaßen gewährt werden kann.  

4.1. Initiative des Landes 

Um die Zeit bis zu einer Neuregelung einer bundesweit einheitlichen, tagessatzunabhängigen Fi-
nanzierung der Frauenhäuser zu Lasten des Bundes zu überbrücken, sieht die derzeit anstehen-
de Novellierung der Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums über die Gewährung von Zu-
wendungen an Frauen- und Kinderschutzhäuser in Baden-Württemberg (VwV Frauen- und Kin-
derschutzhäuser) eine Erstattungsregelung für die Kosten der Unterbringung und Betreuung von 
nichttagessatzberechtigten Personen durch das Land vor, die sich auf einen Jahresbetrag von 
20.000 Euro je Frauenhaus belaufen soll. 

4.2. Initiativen anderer Kommunen 

Die Stadt Frankfurt beispielsweise hat ein eigenes Modell geschaffen, um die Frauenhäuser vor 
Ort bis zur Umsetzung einer bundeseinheitlichen Regelung in ihrer Finanzierung zu unterstützen 
und zu entlasten. Dort erhält ein Träger eines Frauenhauses einen Pauschalbetrag von der Stadt 
und kann diesen nutzen, um eine gewisse Anzahl von Plätzen von gewaltbetroffenen Frauen un-
abhängig von Leistungsansprüchen anzubieten.  
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Varianten für Heidelberg 

a) Aktuelle Form der Finanzierung 

Die Tagessatzfinanzierung geht über die Kostenerstattungsregelung des SGB II im Wesentlichen 
zu Lasten des Bundes und den Herkunftskommunen der Schutz suchenden Frauen. 

b) Beantragte Form der Finanzierung 

Eine institutionelle Förderung stellt eine freiwillige Leistung der Stadt Heidelberg dar. Legt man 
die Einnahmen des Frauenhauses aus 2022 aus der Tagessatzvereinbarung zu Grunde, beliefe 
sich diese auf mindestens 350.000 €. Damit würde die Stadt Heidelberg auf einen vorrangigen, ge-
setzlich normierten Anspruch verzichten und durch einen freiwilligen Zuschuss zu Lasten der 
Stadt Heidelberg ersetzen.  

c) Ergänzende Finanzierung 

Ergänzend zu einer Tagessatzfinanzierung wäre die Einrichtung eines Sonderfonds denkbar, der 
den städtischen Formaten, wie dem Sonderfonds Corona oder aktuell dem Sonderfonds für Mit-
telmehrbedarfe infolge des höheren Tarifabschlusses und der Energiepreissteigerungen, ent-
spricht. Aus diesem könnten übergangsweise, bis der Bund seiner Verantwortung gerecht wird, 
Aufwendungen des Frauenhauses Heidelberg im Falle eines Defizites gedeckt werden.  

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der 
L okalen Agenda Heidelberg 

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes 
 

Nu mmer/n: 
(Co dierung) 

+ /  -  
b erührt: Z iel/e: 

SOZ 2 + Diskriminierung und Gewalt vorbeugen 
  Be gründung: 

  
Die Angebote von Frauen helfen Frauen e.V. können Frauen und Kinder in 
Notsituationen helfen und sie vor Diskriminierung und Gewalt schützen. 

  Z i el/e: 

SOZ 11 + Unterstützung der für Frauen relevanten Dienstleistungen 
  Be gründung: 

  
Durch die kommunalen Mittel kann der Verein Frauen helfen Frauen e.V. 
seine Arbeit ausüben. 

  Z i el/e: 

QU 4 + Gleichstellung von Frauen und Männern 
  Be gründung: 

  
Die Arbeit von Frauen helfen Frauen e.V. unterstützt die Rechte von Frau-
en 
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2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 

Keine 
 

 
gezeichnet 
Stefanie Jansen 
 
 
 
Anlagen zur Drucksache:  

Nu mmer: B ez eichnung:  

01 Sachantrag der SPD-Fraktion vom 06.02.2024 
(Tischvorlage in der Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit 

v om 06.02.2024) 

02 Sachantrag der Fraktion B90/Die Grünen vom 06.02.2024 
(Tischvorlage in der Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit 

v om 06.02.2024) 
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